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Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

wie konnte das passieren, das Soziale im Müll? Ungeheuerlich. Das Soziale im Müll der GesellschaŌ. 

Bevor ich Ihnen erzähle, wie das passiert ist, würde ich gerne mit Ihnen darüber sprechen, was da 

genau in den Müll gekommen ist.  

I. Was ist das Soziale überhaupt? 

1. Als Juristen denken wir sofort an Sozialhilfe, Bürgergeld, an die sozialen Sicherungssysteme, das 

SGB I bis XIV. Das passt in unsere Denkgewohnheiten: hier werden Menschen Ansprüche gewährt. 

Menschen in Notlagen oder Menschen, die für ihre Absicherung im Alter gearbeitet haben. Bedenken 

wir, dass in Deutschland 14,2 Millionen Menschen von Armut betroffen sind, das entspricht 16,8 % 

Prozent aller Einwohner.1  

Juristen reden auch über Umverteilung. Das betriŏ insbesondere das Steuerrecht, aber auch das 

Verfassungsrecht. Soll es wirklich zulässig sein, Menschen Geld wegzunehmen, um es anderen zu 

geben? Bedenken wir, dass der Spitzensteuersatz in den 1970er und 1980er Jahren bei 56 % lag und 

aktuell bei 42 % liegt.2 

2. Ein vorsichƟger Blick über den Tellerrand – auf die „SozialpoliƟk“. Relevant werden sozialpoliƟsche 

Überlegungen in Deutschland bereits mit Ende des 18. Jahrhunderts. Das Preußische Allgemeine 

Landrecht von 1794 hielt die Verpflichtung des Staates fest, „für die Ernährung und Verpflegung 

derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt nicht selbst verschaffen, und denselben auch 

von andern Privatpersonen, welche nach besondern Gesetzen dazu verpflichtet sind, nicht erhalten 

können. Denjenigen, welchen es nur an MiƩeln und Gelegenheit, ihren und der ihrigen Unterhalt 

selbst zu verdienen, ermangelt, sollen Arbeiten, die ihren KräŌen und Fähigkeiten gemäß sind, 

angewiesen werden.“3 

Aktuell soll die nachgewiesenermaßen falsche Behauptung, dass Arbeit weniger einbringt als 

Bürgergeld, im Wahlkampf für SƟmmung und SƟmmen sorgen.4 Das verfängt besonders bei unteren 

sozialen Schichten. 



Die Weimarer Reichsverfassung (WRV) greiŌ den Gedanken aus dem Allgemeinen Landrecht in Art. 

163 Abs. 2 Satz 1 und 2 auf: „Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch 

wirtschaŌliche Arbeit seinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheit 

nicht nachgewiesen werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt.“  

Der ArƟkel ist Teil einer – ich ziƟere – „ebenso umfassenden wie differenzierten sozialen 

ProgrammaƟk“ – so Hans Friedrich Zacher.5 Die Kernaussage findet sich in Art. 151 Abs. 1, Satz 1 

WRV: „Die Ordnung des WirtschaŌslebens muß den Grundsätzen der GerechƟgkeit mit dem Ziele der 

Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen.“ 

Die Bayerische Verfassung erklärt in Art. 3 Abs. 1 BV ausdrücklich: „(1) 1Bayern ist ein Rechts-, Kultur- 

und Sozialstaat. 2Er dient dem Gemeinwohl.“ So wird beispielsweise in den ArƟkeln 166 bis 177 BV 

sehr detailliert das Arbeitsleben behandelt.6 

Demgegenüber spricht das GG in Art. 20 Abs. 1 eher pauschal davon, dass „die Bundesrepublik 

Deutschland ein demokraƟscher und sozialer Bundesstaat ist“ und in Art. 28 Abs. 1 von den 

„Grundsätzen [eines] republikanischen, demokraƟschen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses 

Grundgesetzes“. 

Zusammenfassend: Die Sozialordnung der Bundesrepublik Deutschland wird im Wesentlichen im 

Bereich des Arbeitsschutzes, der Lohngestaltung, der Vermögensbeteiligung, der Betriebsverfassung, 

der Absicherung der sozialen Risiken, aber auch der Beamtenversorgung, des Wohneigentums und 

des Familienlastenausgleichs verstanden.7 

3. Wenn wir ganz muƟg sind, verlassen wir das enge rechtliche Terrain und wagen einen Blick auf das 

„Soziale“, wie es die Soziologie versteht. Eine kleine Auswahl der angebotenen DefiniƟonen: „Bereich 

des Zwischenmenschlichen, aus dem alle Kultur, ZivilisaƟon, alle InsƟtuƟonen und Ideenformungen 

erwachsen“, „das prozessarƟge Geschehen zwischenmenschlicher Natur“, das, „was mit dem 

Zusammensein oder Zusammenleben von Menschen in Beziehung steht“ oder schlicht „die 

GesellschaŌ“.8  

Diese Betrachtung macht klar, dass es um viel mehr geht als Vermögensverschiebungen: Das Soziale 

ist Grundlage unseres Zusammenlebens und letztlich unseres Überlebens.  

II. Wie konnte es also passieren, dass sich das Soziale im Müll wiederfindet, dass wir das Soziale in 

den Müll gesteckt haben?  

1. Ich haƩe gerade mit der Abfolge der Verfassungstexte auf eine historische Entwicklung 

hingewiesen. Es geht aber nicht allein um die Entwicklung des Sozialen. Denn das Soziale hat einen 

Konterpart, den Liberalismus. Ursprünglich ist er entstanden aus dem Versuch der Befreiung von 

monarchisƟschen Strukturen und Unterdrückung. Die Idee eines freien und selbstbesƟmmten Lebens 

übte vor über 200 Jahren eine ungeheure FaszinaƟon auf die Menschen aus. Viele waren sogar bereit, 

für diese Idee zu sterben.  

Liberalismus ist eine poliƟsche Weltanschauung, die die Freiheiten des einzelnen Menschen in den 

Vordergrund stellt und jede Form des geisƟgen, sozialen, poliƟschen oder staatlichen Zwangs ablehnt. 

Die vier wichƟgsten Prinzipien des Liberalismus sind: a) das Recht auf SelbstbesƟmmung 

(SelbstbesƟmmungsrecht) auf der Basis von VernunŌ und Einsicht [ChrisƟan Lindner], b) die 

Beschränkung poliƟscher Macht, c) die Freiheit gegenüber dem Staat und d) die Selbstregulierung der 

WirtschaŌ auf der Basis persönlichen Eigentums.9  

Schnell wurde deutlich, dass eine ungehemmte Durchsetzung individueller Macht verheerende 

Folgen für weite Teile der Bevölkerung hat. Tatsächlich führte die wirtschaŌliche Liberalisierung zu 



dynamischen Industrialisierungsprozessen und der Entwicklung eines (privat-)kapitalisƟschen 

WirtschaŌssystems, in deren Folge aber auch zur Verelendung breiter Teile der Bevölkerung MiƩe / 

Ende des 19. Jahrhunderts.10 

Als Folge entwickelten sich sozialisƟsche und kommunisƟsche Theorien, die die Überwindung des 

kapitalisƟschen Systems und des wirtschaŌlich geprägten Liberalismus zum Ziel haƩen. Das MiƩel: 

Der Klassenkampf. Das Kampflied: die InternaƟonale. Deren Refrain lautet:  

„Völker, hört die Signale! 

Auf zum letzten Gefecht! 

Die InternaƟonale 

erkämpŌ das Menschenrecht.“ 

2. Was ist daraus geworden? 

Auf der Homepage der Kölner Juso Hochschulgruppe ist der Text der InternaƟonale veröffentlicht. Im 

Chat schreibt Luis am 22. April 2021 um 10:18: „Super Lied ist mein neuer Wecker.“11 

Ist Ihnen aufgefallen, dass der ehemalige BundesjusƟzminister Buschmann nicht vom „sozialen 

Rechtsstaat“ spricht, sondern durchgängig vom „liberalen Rechtsstaat“? Haben Sie die Festrede des 

Präsidenten des BVerfG beim DJT Ende September in StuƩgart gehört? Fast vierzig Minuten 

Gedanken zum Jubiläum des Grundgesetzes. Zum Staatsprinzip des Sozialen lediglich 20 Sekunden 

mit dem Verweis auf die KommenƟerung von Anschütz zur WRV und einem Hinweis auf den 

Klassenkampf.12 Das, verehrte Festgemeinde, das ist Klassenkampf durch Unterlassen. 

Doch auch die MüƩer und Väter des Grundgesetzes zeigten nicht durchgängig den sozialen Elan der 

Schöpfer der WRV. Der Herrenchiemseer Entwurf enthielt über die soziale Aufgabe des Staates nichts. 

Auch eine breite Mehrheit des Parlamentarischen Rates war sich darin einig, daß das GG nicht 

versuchen könne und nicht versuchen dürfe, die Lebensordnung des Volkes festzuschreiben.13 Im 

Laufe der Verhandlungen einigte man sich schließlich auf den bekannten Wortlaut der Art. 20 und 28 

GG. Nähere Ausführungen zum Sinn des Wortes „sozial“ sind den Protokollen nicht zu entnehmen. 

1952 promovierte Hans F. Zacher bei Hans Nawiasky. Der lud ihn ein, sich zu habiliƟeren. Er schlug 

ihm auch das Thema der HabilitaƟonsschriŌ vor: „Das Verfassungsrecht der sozialen IntervenƟon des 

Staates". Trotz aller sozialen Probleme der Zeit ein ganz und gar unbeachtetes Thema. Und so wandte 

sich Nawiasky an Zacher mit den Worten: „Wenn Sie darüber arbeiten, arbeiten Sie zwar in einem 

dunklen Loch – aber Sie werden lange Zeit Monopolist sein".14 

Dabei war die „soziale MarktwirtschaŌ“ die WirtschaŌsordnung, die vom Widerstand gegen die 

Nazis, etwa dem Freiburger Kreis, präferiert wurde.15 Dazu gehörte auch der Kampf gegen die 

Ansammlung von Riesenvermögen und WirtschaŌsmonopole.16 In diesem Sinne forderte unlängst 

Kabareƫst H. G. Butzko die Einführung der Vermögenssteuer zur Bekämpfung des 

Rechtsextremismus.17 

Das wissenschaŌliche Interesse am Sozialen wird gleichwohl heute noch als „systemaƟsche 

Nichtbefassung“ eingestuŌ.18 Im Verfassungsrecht ist nach wie vor eine gewisse Beklommenheit im 

Umgang mit dem Begriff zu spüren.19 Erklärungsansätze finden sich ausgerechnet bei den 

naƟonalsozialisƟsch geprägten Staatsrechtslehrern Carl SchmiƩ20 und Ernst Forsthoff21, 

bekanntermaßen keine Freunde des Sozialstaatsprinzips. Am wirkungsvollsten war mit Sicherheit die 

Gleichsetzung der Begriffe Kommunismus, Sozialismus und SozialdemokraƟe, auch bei Carl SchmiƩ. 

Die Furcht vor dem Kommunismus und damit dem Klassenkampf prägt Deutschland seit dem 19. 

Jahrhundert bis heute. Und über die Zeit gelang es sogar, die BegriffskeƩe zu erweitern: Stalinismus, 

Kommunismus, Sozialismus, SozialdemokraƟe, Soziales, GemeinschaŌ, Gemeinwohl – und gerne 



noch Gutmensch. All das war im Bürgertum und ist inzwischen in der gesamten Bevölkerung verpönt. 

Zudem: Gehälter richten sich danach, in welchem Maße wir die Gewinnerwartung Reicher erfüllen. 

Der Nutzen der TäƟgkeit für die GesellschaŌ spielt keine Rolle. Das gilt übrigens auch für die 

Vergütung von Anwält:innen. 

3. Woher kommt die Ablehnung des Sozialen ausgerechnet durch das Bürgertum? 

Liberalismus als Gegenbewegung zur Monarchie. Wenn man vereinfacht von drei Schichten ausgeht, 

nämlich Adel, Bürgertum und Proletariat, dann kämpŌen die beiden letzteren zunächst gegen den 

Adel. Beleg dafür ist die RevoluƟon von 1848. Liberale Ideen konnten nur deshalb Bedeutung 

gewinnen, weil die einfachen Schichten durch Hungersnot getrieben, auf der Straße Druck auf das 

System ausübten. Diese SituaƟon konnten die Liberalen nutzen, um ihre Vorstellungen poliƟsch zur 

Geltung zu bringen.22 Allerdings war bereits im 19. Jahrhundert erkennbar, dass sich das Bürgertum 

immer mehr dem Adel zuwandte und versuchte, ebenfalls Privilegien zu erhalten.23 Letztlich 

fürchteten Adel und Bürgertum gleichermaßen um Privilegien und Vermögen. Eine Umverteilung von 

oben nach unten musste unter allen Umständen verhindert werden. 

Die AlternaƟve bestand in der Vergrößerung des Kuchens, also der Hoffnung auf ein „Mehr für alle“ 

und dem Satz, dass erst verdient werden müsse, was dann verteilt werden könne. Diesen Satz konnte 

man beim NaƟonalsozialisten Carl SchmiƩ24 lesen und vom Sozialdemokraten Helmut Schmidt hören. 

Es ist die Angst, dass Umverteilung alle ärmer macht. 

Wir haben viele Wege gefunden, um den Kuchen bei uns größer zu machen: Kolonialismus, 

Imperialismus, PosƟmperialismus, Formen der Entwicklungshilfe und aktuell die Wachstumsideologie 

– O-Ton Angela Merkel: 

„Ohne Wachstum keine InvesƟƟonen, ohne Wachstum keine Arbeitsplätze, ohne Wachstum keine 

Gelder für die Bildung, ohne Wachstum keine Hilfe für die Schwachen. Und umgekehrt: Mit 

Wachstum InvesƟƟonen, Arbeitsplätze, Gelder für die Bildung, Hilfe für die Schwachen und – am 

wichƟgsten – Vertrauen bei den Menschen“.25 

Klar ist, dass die Vergrößerung des Kuchens bei uns, dass unser Wachstum zu Mangel woanders 

führen muss. 

III. Die Verdrängung, die Bekämpfung des Sozialen ist nicht auf Deutschland beschränkt – und wie 

gezeigt, kein neues Phänomen. Und sie hat Folgen: 

1. Wundern wir uns nicht, warum die westlichen DemokraƟen weltweit so wenig Zuspruch finden? 

Ein PerspekƟvwechsel könnte hilfreich sein. Seit dem 15. Jahrhundert interessieren sich Europäer für 

ferne Länder. Entdeckerlust und Mordlust gingen Hand in Hand. Im ausgehenden 19. und 

beginnenden 20. Jahrhundert folgte dem Kolonialismus der Imperialismus. Die Welt war aufgeteilt 

und ein unfassbar großer Selbstbedienungsladen. Wie viel Leid haben die unterworfenen Menschen 

erfahren müssen, Mord, Sklaverei, Raubzüge und VergewalƟgungen. Kennzeichen der posƟmperialen 

Ära sind Stellvertreter-Kriege. Denken Sie an Afrika, MiƩel- und Südamerika, an Afghanistan, den 

Nahen Osten. Glauben wir wirklich, wir können bei den Betroffenen Vertrauen in Anspruch nehmen? 

Und wo landen die MiƩel, die als Entwicklungshilfe deklariert werden? Selten bei den BedürŌigen, 

eher bei korrupten Zirkeln vor Ort. Damit sichern wir unsere Handelsbeziehungen. Wir imporƟeren 

aber nicht nur Rohstoffe, sondern Arbeitsfähige und Arbeitswillige aus der ganzen Welt – schon seit 

langem. Das schädigt die betroffenen Länder. Denn sie verlieren ZukunŌ, sie verlieren PotenƟale, die 

sie so dringend bräuchten. Auf all das hat Friedlaender Preisträger Siegfried Broß immer und immer 

wieder hingewiesen. 



2. Kaum sind diese Menschen bei uns angekommen, beklagen wir uni sono deren fehlende 

IntegraƟon. Lassen Sie mich am Beispiel zweier benachbarter Vorortgemeinden zwei aktuelle 

unterschiedliche IntegraƟons-Modelle vorführen. Gemeinde X: Zwischen der Autobahn und dem 

Gewerbegebiet befand sich ein kleiner Ackerstreifen. Ein paar Container, ein 3m hoher Zaun mit 

Stacheldraht auf der Krone – und ferƟg war das Asylbewerberheim für junge Männer. Gemeinde Y: 

Jeder Ankommende erhält einen Paten/ PaƟn. Die Paten kümmern sich um Wohnung, Arbeitsplatz, 

Sprachkurs und sozialen Austausch. Und jetzt raten Sie, in welcher Gemeinde es Kriminalität bei den 

Bewerbern gibt – und in welcher nicht? 

3. Wem das zu mühsam ist – und das sind leider viele, macht sich für einfache Lösungen stark. 

Erinnern Sie sich noch an die Diskussion um die „KonservaƟve RevoluƟon“, enƞacht von Alexander 

Dobrindt.26 Es geht um den Mann, der Probleme einfach wegregieren will.27 Die KonservaƟve 

RevoluƟon – eine vom NaƟonalsozialismus aufgeladene Idee28 – soll die Antwort auf eine 

(vermeintliche) RevoluƟon der Linken in den 68er sein. Die häƩen die Menschen entwurzelt und 

ihnen die Heimat genommen. Die Menschen häƩen zudem Angst vor den Entwicklungen der neuen 

Zeit, so Erklärungsversuche des erstarkenden Rechtsextremismus durch konservaƟve Forscher.29 Doch 

wenn man die neuen Nazis anschaut, dann haben sie keine Furcht vor neuer Technik, benutzen das 

Internet äußerst versiert für Hass und Hetze.  

Ich möchte Ihnen von einer Taxifahrt Ende letzten Jahres erzählen. Der Taxifahrer wies auf einen 

Neubau. „Dieses riesige Haus haben die nur für die Syrer gebaut, die machen alles für die Ausländer, 

wir haben keine Wohnung geschenkt bekommen, meine Frau kommt aus Brasilien und musste ihre 

Prüfung als Krankenschwester nochmal machen. In der Klinik von ihr arbeiten die vom Balkan, alle mit 

gefälschten Nachweisen, da hat noch keiner gefragt. Ich bin rechts außen, ganz weit rechts außen.“ 

Darauf ich: „Gewalt in der PoliƟk ist nicht gut.“ Er: „Die Linksextremisten machen das doch auch und 

da sagt keiner was. Ich: „Finde ich auch nicht gut.“ Er: „Der Kommunismus ist Dreck, aber der 

Kapitalismus auch, die Amerikaner sind an allem schuld.“ Ich: „Dass der Kapitalismus Schwächen hat, 

wird man ja wohl nicht ernsthaŌ bestreiten können.“ Er: „Sie können sagen was Sie wollen, wir 

kommen nicht zusammen. Versuchen Sie es erst gar nicht. Die sollen alle, alle an der Laterne hängen! 

Der einzige PoliƟker, der es kapiert hat, ist PuƟn.“ 

Solche Gespräche waren kein Einzelfall. EigenarƟgerweise wechselten die Themen zum Jahresbeginn 

2024 nach den Großdemos gegen rechts wieder auf das WeƩer oder die verstopŌe Innenstadt. Die 

Gesinnung ist aber geblieben. Und da geht es nicht um die Angst vor Neuem, sondern schlicht um 

Sozialneid, Geiz und Gier. Geiz ist geil, Gier und Neid aber noch viel geiler. Hauptsache, ich darf weiter 

konsumieren. Früher war die Religion Opium für das Volk, heute ist es der Konsum. Wenn der auch 

nur gefährdet scheint, versagt die raƟonale Steuerung. Und natürlich greiŌ man die Schwächeren an, 

nicht die, die mehr Macht haben. 

4. Klassenkampf? Georg Schramm ziƟerte gerne Warren Buffet: „Es herrscht Klassenkrieg, richƟg, 

aber es ist meine Klasse, die Klasse der Reichen, die Krieg führt, und wir gewinnen“.30 Und weiter: 

„Nicht, weil wir Recht haben oder besser sind, sondern, weil wir das Geld haben.“ Recht hat er. Und 

deshalb gibt es keine Straßenschlachten, geht keiner mehr auf die Barrikaden. Es ist viel einfacher, mit 

Geld die GesellschaŌ über das Internet und private Medien zu manipulieren.31 Da stören öffentlich-

rechtliche Sender natürlich. StaƩ WissenschaŌ und Kultur sorgen die Kostüme autokraƟsch gesinnter 

Populisten für Gesprächsstoff – auch in Bayern. Und zu allem Überfluss zemenƟert Digitalisierung 

autokraƟsche Macht. 

Und weil das so gut funkƟoniert, gibt es Klassenkampf nicht nur durch Unterlassen, wie die Beispiele 

Buschmann und Harbarth belegen. Man kann auch mal Tacheles reden, wie etwa Joachim Wennig, 

CEO der Münchener Rück, im August in der SZ: Er forderte den Wegfall der täglichen 



Höchstarbeitszeit von zehn Stunden, den Wegfall gesetzlicher Feiertage, des Kündigungsschutzes 

usw.32 Und im Moment machen wir uns Sorgen um die Automobilindustrie. Die Drohung mit der 

Verlagerung von Arbeitsplätzen ist nach wie vor ein hochwirksames MiƩel, um die Ordnung von oben 

und unten und die Umverteilung von unten nach oben stabil zu halten. 

Als stabilisierende Ideologie dient ein extremisƟscher Liberalismus. Gerade dessen wirtschaŌliche 

Seite ist Ɵef in das Bewusstsein der Bevölkerung eingedrungen. Zwei Beispiele: 

(1) Ist Ihnen aufgefallen, dass die Grünen im letzten Wahlkampf 2021 kompleƩ darauf verzichtet 

haben, an den gesunden Menschenverstand zu appellieren und Verzicht auf GesellschaŌ und Natur 

schädigende Verhaltensweisen zu fordern. Dafür waren sie von konservaƟver und liberaler Seite als 

„Verbotspartei“ gebrandmarkt worden. Das ist zwar infam, war aber hoch wirkungsvoll. 

(2) Der Einfluss von Geld gefährdet regelmäßig die DemokraƟe. Wer Macht hat, teilt sie ungern. Die 

Herren Musk, Zuckerberg, Bezos usw. beweisen das Tag für Tag. Dazu folgendes Gedankenspiel: 

Grundsätzlich spreche ich mich gegen eine Vermögenssteuer aus. Ab einem Vermögen von 100 oder 

200 Millionen Euro sollte sie aber 100% betragen – weltweit. Wenn ich diesen Vorschlag im kleinen 

Kreise mache, ernte ich massive Ablehnung bis hin zur Beschimpfung, wobei meine 

Gesprächspartner:innen durchweg nicht zum betroffenen Personenkreis gehören. 

5. Wir empfinden für die Menschen, die wir durch einen Beitrag zum Sozialen einschränken würden. 

Und gelegentlich haben wir Mitleid mit den anderen. Dann stellen wir uns am Wochenende in die 

Fußgängerzone und machen Charity. Und danach überreichen wir im BlitzlichtgewiƩer einen Scheck 

in der Größe einer TischplaƩe – über sage und schreibe 250 Euro. Wer eine Million spendet, dem 

verzeiht man 40 Millionen hinterzogene Steuern. Wer dagegen systemische Hilfen fordert, ist Sozialist 

und steht außerhalb der Community. Friedlaender Preisträgerin Angelika Nussberger musste 

erfahren, dass die BeschäŌigung mit Grundrechten und internaƟonalem Sozialrecht das berufliche 

Fortkommen behindert. Und Friedlaender Preisträger Siegfried Broß ist so wie so Sozialist. 

IV. Zum Schluss sechs Thesen:  

1. ExtremisƟscher Liberalismus sorgt dafür, dass wir internaƟonal an Glaubwürdigkeit verlieren und 

immer weniger Verbündete finden. Davon profiƟeren autokraƟsche Regime.  

2. InnenpoliƟsch schaŏ der Verlust des Sozialen den Nährboden für populisƟsche, autokraƟsche 

PoliƟker und damit für eine Gefährdung der DemokraƟe und des Rechtsstaats. 

3. In allen Ländern sind alle Menschen solidarisch – aber nur, wenn die Flut kommt oder ein 

Terroranschlag mit vielen Opfern verübt wurde.  

4. Vermutlich verdankten die BV und das GG die überwälƟgende ZusƟmmung – auch zu ihrer sozialen 

ProgrammaƟk – dem Umstand, dass sie kurz nach einer naƟonalen Katastrophe ungekannten 

Ausmaßes erarbeitet wurden. Es ging darum, es besser zu machen. „Nie wieder… unsolidarisch“, 

warum aber nicht auch: „immer solidarisch und sozial“. 

5. Parteien, aber auch die GesellschaŌ insgesamt, scheinen nicht in der Lage, Soziales und Liberales 

ausgewogen miteinander zu verbinden. Das ist eine Überlebensfrage für unser Land geworden. 

6. Parteiprogramme und Aussagen einiger demokraƟscher Parteien haben SchniƩmengen mit 

Rechtsextremismus und extremisƟschem Liberalismus, vor allem in der Missachtung des Sozialen. 

Das ist gefährlich: Der Rechtsstaat ohne Soziales ist wie eine Mauer ohne Mörtel. 

Verehrte Festgemeinde, die beschriebene SituaƟon ist nicht neu, sondern begleitet die Menschheit 

seit alters her. Eine Lösung erzählt wunderschön das Gleichnis von den Arbeitern im Weinberg.33 Da 



engagierte ein Weinbergsbesitzer verschiedenen Zeiten am Tag Arbeiter, zuletzt eine Stunde vor Ende 

der Arbeit – und zahlte allen das Gleiche. Das Gemaule war groß, aber der Weinbergsbesitzer ließ sich 

nicht beirren. Es wäre heilsam für unser Land, wenn wir dieses Gleichnis verstehen und danach 

handeln.  

Verena Bentele steht jeden Tag vor der Tonne und verhindert für ihren Verband, dass das Soziale in 

die Mülltonne der GesellschaŌ geworfen wird. Das ist außergewöhnlich, das ist aber auch 

kräŌezehrend und wenig geliƩen. Für diese Arbeit und Ihren riesigen persönlichen Einsatz ehren wir 

sie heute. 

Meine Damen und Herren, Verena Bentele steht nicht allein. Die Mitgliederversammlung des BAV hat 

heute folgende ResoluƟon beschlossen: „Der Bayerische Anwaltverband bekennt sich zum sozialen 

Rechtsstaat. Der soziale Rechtsstaat findet seine Verwirklichung im materiellen Recht und in dessen 

prozessualer Durchsetzbarkeit. Deshalb müssen die Gerichte der Arbeits-, Sozial- und 

Verwaltungsgerichtsbarkeit für alle Bürgerinnen und Bürger gut erreichbar sein. Standortschließungen 

oder die KonzentraƟon dieser Gerichte lehnen wir ausdrücklich ab.“ 
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